
LRH NRW I Werdener Str. 5 l 40227 Düsseldorf 

Nur per E-Mail 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 

Herrn Andre Kuper MdL 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Landesrechnungshof 
Nordrhein-Westfalen 

Die Präsident in 
- Vorsitzende des Großen Kolleg iums -

40227 Düsseldorf 
Werdener Str. 5 
Telefon: 0211 3896-0 
Telefax: 0211 3896-367 
E-Mail : KuP@lrh.nrw.de 
(Kein Zugang für elektronisch signierte sowie 
ve rsch lüsselte elektronische Dokumente) 

Auskunft erteilt: Frau Aretz 
Durchwahl: 3896-371 
Geschäftszeichen: 
KuP-01.09.07-000001-2024-0002120 

Datum:/ J .10.2025 

Aktualisierte Sachstandsdarstellung des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 04.11 .2025 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 04.11 .2025 erhalten Sie 

eine aktualisierte Sachstandsdarstellung zu 

• Beitrag 19: Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen stärken und 

bündeln, Strukturen verschlanken 

aus dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

(Vorlage 18/4088). 

Ich möchte Sie bitten, diese Entscheidung des Großen Kollegiums an die Mitglieder 
des Ausschusses für Haushaltskontrolle weiterzuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

fz1t J.4P11 
Prof. Dr. Brigitte Mandt 

Anlage 

van.eckert
Parlamentspapiere





 

  

Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 19 des 
Jahresberichts 2025, S. 197 ff.  

Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen stärken und bündeln, Struk-
turen verschlanken 

Sachbearbeitendes Mitglied: Leitender Ministerialrat Dr. Rohde 

 

Wesentlicher Inhalt des Jahresberichtsbeitrags 

Eine leistungsfähige IT-Steuerung ist eine zentrale Voraussetzung für eine moderne und 
effiziente Verwaltung. Der Landesrechnungshof (LRH) hatte daher geprüft, wie die Steue-
rung der IT innerhalb der Landesverwaltung organisiert und ausgestaltet ist. Im Rahmen 
der Prüfung beim Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) 
hatte der LRH festgestellt, dass bereits erste Maßnahmen zur Verbesserung der Entschei-
dungsstrukturen eingeleitet worden waren. Gleichwohl stellte er Defizite fest, die auch heu-
te noch fortbestehen: Zwar ist der Beauftragte der Landesregierung für IT – der Chief In-
formation Officer (CIO) – formal verantwortlich, doch kann er keine eigenständigen 
Entscheidungen treffen. Für wesentliche IT-Maßnahmen ist die Zustimmung aller Ministe-
rien und der Staatskanzlei erforderlich. Die Entscheidungsstrukturen sind schwergängig. 
Entscheidungswege verlaufen über verschiedene Gremien. Substanzielle Entscheidungen, 
insbesondere die Verabschiedung strategischer Dokumente, erfolgen bislang nur verein-
zelt. Eine ressortübergreifende IT-Strategie, die übergreifende Zielsetzungen festlegt, ist 
derzeit noch nicht implementiert. 

Der LRH hatte daher Folgendes empfohlen: 

• dem CIO sollten Entscheidungskompetenzen eingeräumt werden; 
• dem CIO sollten über eine Änderung des E-Government-Gesetzes umfassende 

Auskunfts- und Kontrollrechte eingeräumt werden; 
• die Entscheidungsstrukturen sollten gestrafft werden; 
• der CIO sollte darüber hinaus in seiner Rolle strategisch-politisch gestärkt werden. 

Dies könnte bedeuten, einen Minister für Digitales bei der Staatskanzlei zu veran-
kern, der zugleich CIO ist. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Jahresberichtsbeitrags hatte der LRH seine zweite 
Folgeentscheidung erlassen. Darin war das MHKBD u. a. gebeten worden, rechtliche Um-
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setzungsschritte zu prüfen, wie dem CIO künftig mehr Entscheidungskompetenzen einge-
räumt werden könnten. 

  

Entwicklung seit Veröffentlichung des Jahresberichtsbeitrags 

Das MHKBD hat am 17.09.2025 eine weitere Stellungnahme übermittelt; der LRH hat am 
09.10.2025 eine dritte Folgeentscheidung getroffen. 

Der Chief Information Officer braucht mehr Entscheidungskompetenzen – Auslegung 
des Ressortprinzips durch die Ministerien als Hemmschuh 

In dem Schreiben vom 17.09.2025 hat das MHKBD Zweifel dahingehend geäußert, ob eine 
Erweiterung der Kompetenzen einer einzelnen Stelle in der Praxis umsetzbar wäre. Als we-
sentliches Hindernis hat das MHKBD auf das Ressortprinzip verwiesen. Dieses werde von 
den Ressorts mit Nachdruck eingefordert. Zugleich hat das MHKBD es als wesentlichen 
Grund für die Schwergängigkeit der Entscheidungsprozesse identifiziert.  

Der LRH hat das MHKBD darauf hingewiesen, dass das Ressortprinzip restriktiver als bisher 
interpretiert werden kann. Eine Übertragung von Entscheidungskompetenzen auf einen 
CIO ist mit dem Ressortprinzip vereinbar, wenn sie sich auf fachunabhängige bzw. aufga-
benneutrale IT-Angelegenheiten beziehen. Entsprechende rechtliche Ausführungen hatten 
bereits die Prüfungsmitteilungen enthalten. Die Herausforderung mag in der Identifizie-
rung dieser Angelegenheiten liegen. Aber auch solche hatte der LRH bereits in seinen Prü-
fungsmitteilungen identifiziert. Der LRH hat das MHKBD in seiner dritten Folgeentschei-
dung daher gebeten, eine Liste von IT-Angelegenheiten zu erstellen, über die bei einer 
zulässigen engeren Auslegung des Ressortprinzips der CIO entscheiden könnte. 

Ergänzend hierzu hat der LRH das MHKBD erneut gebeten, zu prüfen, wie dem CIO künftig 
mehr Entscheidungskompetenzen eingeräumt werden könnten. Konkreten diesbezüglichen 
Vortrag hat die Stellungnahme des MHKBD vom 17.09.2025 nicht enthalten. 

Der Chief Information Officer braucht umfangreiche Auskunfts- und Kontrollrechte  

In der Stellungnahme vom 17.09.2025 hat das MHKBD den Vorschlag erneut begrüßt, eine 
Änderung des E-Government-Gesetzes dahingehend vorzunehmen, dass dem CIO um-
fangreiche Auskunfts- und Kontrollrechte eingeräumt werden. Welche konkreten Maß-
nahmen insoweit das MHKBD bereits ergriffen hatte, hat der LRH der Stellungnahme nicht 
entnehmen können. Der LRH hat das MHKBD daher gebeten, ihm in einer weiteren Stel-
lungnahme den diesbezüglichen Sachstand mitzuteilen.  

Entscheidungsstrukturen sind zu straffen  

Das MHKBD hat dem LRH in seiner Stellungnahme im Ergebnis mitgeteilt, dass es die Ein-
schätzung, wonach der Verschlankung der Gremienstruktur eine zentrale Bedeutung bei-
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zumessen ist, weiterhin teilt. Entsprechende Entwürfe zur Neuordnung lägen bereits vor; 
ein weiterer Entwurf werde erarbeitet. Nähere Angaben zum Inhalt der Entwürfe hat das 
MHKBD nicht gemacht. Es hat lediglich angegeben, dass die IT-Steuerungsgruppe beste-
hen bleiben soll.  

Auf Grundlage der Stellungnahme des MHKBD ist für den LRH nicht nachvollziehbar gewe-
sen, welches Zielbild das MHKBD von einer schlankeren Gremienstruktur hat. Der LRH hat-
te hierzu konkrete Vorschläge in seinen Prüfungsmitteilungen gemacht. Ob und inwieweit 
diese in den Erwägungen des MHKBD Berücksichtigung finden, ist für den LRH ebenfalls 
nicht nachvollziehbar gewesen. Der LRH hat das MHKBD daher gebeten, ihm hierzu konk-
ret Rückmeldung zu geben.   

Die Staatskanzlei hatte bereits vor der Veröffentlichung des Jahresberichtsbeitrags erklärt, 
sie begrüße einen fachlichen Austausch zu den vom LRH aufgeworfenen Fragen. Vor die-
sem Hintergrund hat der LRH dem MHKBD nunmehr angeboten, seine langjährige Prüfer-
fahrung in die Finalisierung der bereits vorliegenden Entwürfe einzubringen. Hierzu hat der 
LRH um die Übermittlung der Entwürfe gebeten. 

Langfristig muss der Chief Information Officer in seiner Rolle politisch-strategisch ge-
stärkt werden  

Das MHKBD hat in seiner Stellungnahme nunmehr ausdrücklich abgelehnt, einen Minister 
für Digitales bei der Staatskanzlei zu ernennen, der zugleich CIO ist. Nachvollziehbare 
Gründe, die gegen diese Übertragung sprechen, hat der LRH in dem Schreiben des MHKBD 
nicht erkennen können. Der LRH hat das MHKBD daher gebeten, seine Ablehnung konkret 
zu begründen. Er hat auf die vermuteten Vorteile dieses Modells verwiesen, die er bereits 
in dem Jahresbericht dargelegt hatte. Ergänzend hat er auf einen Entschließungsantrag der 
CDU-Landtagsfraktion vom 31.05.2016 (LT-Drs. 16/12126) verwiesen. Dieser sah vor, dass 
die Zuständigkeit und Ressortverantwortung für die Erarbeitung und Weiterverfolgung der 
Digitalisierungsstrategie bei der Staatskanzlei liegen sollte. Zu diesem Zweck sollte ein Di-
gitalisierungs-CIO im Range eines Staatssekretärs in der Staatskanzlei berufen werden, der 
dem Landtag regelmäßig über die Umsetzung der Digitalisierungsstrategie berichtet. Mit 
anderen Worten: Wegen ihrer Bedeutung sollte die Digitalisierung der Staatskanzlei zuge-
ordnet sein. 

Für die erneute Stellungnahme hat der LRH dem MHKBD eine Frist bis zum 30.01.2026 ge-
setzt. Die Staatskanzlei und IT.NRW haben die dritte Folgeentscheidung zur Kenntnisnah-
me erhalten. Der LRH hat die Ergebnisse der Prüfung auch dem Ministerium der Finanzen 
übermittelt. 

Fazit 

Der LRH steht zu seinen Empfehlungen in einem konstruktiven Austausch mit dem 
MHKBD, der derzeit noch andauert. Der LRH begrüßt zudem das Angebot der Staatskanz-
lei, den fachlichen Austausch in dieser Angelegenheit weiterzuführen.  
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Der LRH sieht es positiv, dass das MHKBD die Einschätzung teilt, eine Verschlankung der 
Gremienstruktur sei für ein zielgerichtetes Handeln in der Digitalisierung von zentraler Be-
deutung. Er begrüßt ebenfalls, dass bereits Entwürfe zur Neuordnung vorliegen und ein 
weiterer Entwurf erarbeitet wird. Gleichwohl bleiben einige Punkte offen, die einer weiteren 
Klärung bedürfen. Das MHKBD ist gebeten worden, bis zum 30.01.2026 eine Rückmeldung 
zu den noch offenen Punkten zu übermitteln. Soweit das MHKBD seine Zustimmung zu 
den Empfehlungen des LRH erklärt hat (etwa in Bezug auf die Einführung einfach-
gesetzlicher Auskunfts- und Kontrollrechte), ist erneut angeregt worden, die Umsetzung 
zeitnah einzuleiten und den LRH ebenfalls bis zum 30.01.2026 über den jeweiligen Bearbei-
tungsstand zu informieren. 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 
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